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Ist die Verpflichtung zur Ausstrahlung von Wahlwerbung 
notwendiges Übel oder ist Wahlwerbung verzichtbar? -
Eine rechtliche und politikwissenschaftliche Würdigung 

Markus Vette 

In dem vorliegenden Artikel soll zur Frage der Ausstrah­
lung von Wahlwerbesendungen durch die poli t ischen 
Parteien im öffentlich-rechtlichen Rundfunk Stellung ge­
nommen werden. Dazu werden rechtliche und politik­
wissenschaftli che Argumente eingefiihrt , um die Frage 
zu k l ~ire n, ob eine Verpflichtung zur Ausstrahlung von 
Wahlwerbesendungen im jeweilige n Land es medi en­
gesetz relevant ist oder gegebenenfa lls gestrichen wer­
den ka nn . 

1. Ausgangsposition 

Die Wahlwerbung war und ist ein umstrittenes Thema 
in der öffentlichen Debatte der Bundesrepublik. Mehr­
fac h war das Bundesverfassungsge ri cht mi t Entschei­
dungen zur Wahlwerbung befa ßt , so in der Entschei­
dung zur Wahlwerbung der Gewerkschaft im Betrieb 1 , 

zu r Öffentlichkeitsa rbeit der Bundesregierung im Jahre 
19772 und erneut 19833 , wo e inem Staatsorgan die 
Wahlwerbung un tersagt bzw. äußerste Zurückhaltung 
der Bundesregierung mit der Wahl bekanntmachung 

. festgeschrieben wurde, und mit der Entscheidung zu 
Wahlwerbespots von 19784 , die in ihren Leitsätzen zur 
Argumentation herangezogen werden wird. 
Nicht übersehen soll te man die Entscheidung zur Ver­
te ilung von Sendezeiten5 von 1983, wo im Vorfeld der 
Bund estagswahlen vom 6.3 .1983 ein Wahlwerbespot 
der CSU im ZDF gesendet werden mußte . 

2. Rechtliche Würdigung 

Zunächst ist zu kl ären, ob den poli t ischen Pa rte ien ein 
subjektiv-öffentliches Recht zur Ausstrahlung von Wahl­
werbung im öffentlich-rechtli chen Rundfunk zusteht. 
Das Recht poli t ischer Parteien, Wahlwerbesendungen im 
öffe ntli ch-recht li chen Rundfunk au szust rahlen, wird 
maßgeblich durch den Artikel 5 des Grundgesetzes so­
wie den Artikel 2 I Grundgese tz bestimmt . Art ike l 5 
rege lt di e Meinungsfre iheit , insbesond ere die Pro­
grammfreiheit des Rundfunks. Arti kel 21 GG charakte­
ri siert die Stellung der Parteien im politi schen System 
der Bundesrepublik: 

In der Entscheidung BVerfGE 47, 198 , 2376 wird bereits 
ausgesagt, daß es ein "unbeschrä nktes Zuga ngsrecht 
der politi schen Pa rte ien zu den Rundfunkansta lte n" 
nicht gibt und von Verfassungs wegen nicht geboten ist. 
In der juristi schen Li te ratur wird di ese r Auffa ssung 
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ka um nenn enswert wide rsprochen J Da es e in ver­
fass ungsunmi ttelbares subj ektiv-öffentli ches Recht auf 
die Ausstrahlung von Wahlwerbung im öffent li ch-recht­
li chen Rundfunk nicht gibt , bleibt es dem (einfachen) 
Gesetzgeber überl asen, den Parteien einen Anspruch auf 
Wahlwerbesendungen vor den Wahlen einzuräumen. In 
diesem Fasse muß der Gesetzgeber der Chancengleich­
heit8 Rechnung tragen und ermöglichen, daß alle Parte i­
en diese Chance erhalten, wobei hinsichtli ch der Dau­
er bzw. Anzahl der Wa hlwe rbespots durchaus e inen 
Differenzierung vorgenommen werden ka nn. Dies ist die 
gegenwärtige Praxis. 

Sollte der Gesetzgeber die in einem Landesgesetz be­
stehen de Verpfli chtung ZlI r Ausst rahlung von Wahl­
werbung streichen, kö nnten die Pa rte ien grundsätzli ch 
auf zwei Wegen dagegen vo rgehen: 

I . Ein Organstreitve rfa hren ka nn - da ein Bundesorgan 
ersicht li ch nicht als Antragsgegner fungiert - all en­
fa ll s nach Maßgabe der La ndesverfass ung, d. h. vor 
dem betreffenden Landesverfass ungsge ri cht, erfo l­
gen. Dabei ist grundsätzlich ZlI beurtei len, ob es sich 
bei den betreffenden Grundrechten der Landesver­
fass ung um wesensgleiche Bundesgrundrechte han­
delt. 

2. Auf dem Wege e iner Ve rfassungsbeschwerde ka nn 
e ine Partei ge ltend machen, daß durch e ine Ve r­
waltungsmaßnahm e (di e Weige rung, di e Wa hl­
werbung auszustrahlen) ihr Recht auf eine gleichbe­
rechtigte BenutZling einer Ansta lt des öffent li chen 
Rechts verl etzt worden sei. Auch diese Argumenta­
tion findet man in der oben genannten Entscheidung 
des Bundesve rfass ungsgerichtes. Für e in e solche 
Vorgehensweise wären das Verfa hren und die Fri sten 
des Verfass ungsge ri chtsgesetzes zu beachten. 

Ausgangspunkt der periodischen Diskussion um Wahl­
werbesendungen ist immer wieder Kri t ik bzw. Empö­
rung über mu tmaßlich rechtswid rige Inhalte von so l­
chen Sendungen: So wurde im Wahl ka mpf in Berlin 1995 
bei einem Wahlwerbespot , der ausländische Mitbü rger 
ze igte, die Musik "Spiel mir das Lied vom Tod" unter­
legt.9 Im Bundestagswa hlkampf 1998 legte im Land 
Brandenburg die Christli che Liga 10 Wa hlwerbespots 11 

mit Texten vo r, die deutliche Kri t ik im Rundfunkrat des 
ORB erfuhren. Di e Aufzä hlung diese r Be ispiele wäre 
durchaus beliebig fo rtsetzbar. Zunächst wurde 1995 in 
den ORB-Organen daZll geäußert , daß man nicht vor 
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Beginn der Tagesschau einen Wahlwerbespot mit der 
Aufforderung zur Gewalt und 5 Minuten später in der 
Tagesschau Berichte über Gewalt und Ausschreitungen 
sehen sollte. - Kann ein Wahlwerbeverbot also die Lö­
sung sein? 

Wie ist die Verantwortung zu Wahlwerbespots z. Z. 
geregelt? 
Gegenwärtig ist der Intendant mit der Aufgabe betraut, 
die Ausstrahlung von Wahlwerbung dann abzulehnen, 
wenn deren Inhalt offenkundig und schwerwiegend 
gegen die Gesetze verstößt. Diese Aufgabe soll jedoch 
nach Maßgabe der o. g. Entscheidung des Bundesver­
fassungsgerichtes "in großzügiger Handhabung" 12 rea­
lisiert werden. Der Verstoß gegen Strafgesetze muß 
"evident"13 sein. - Tatsächlich ftihrt eine Weigerung des 
Intendanten, einen Spot auszustrahlen, in der Regel zu 
einem Rechtsvorgang und zur Anordnung, die Aussen­
dung des betreffenden Spots zu realisieren .14 Gerade 
durch diese öffentliche rechtliche Auseinandersetzung 
wird die Aufmerksamkeit auf den betreffenden Wahl­
werbespot fokussiert, die Dilemmasituation beim Ent­
scheidungsträger ist m. E. offensichtlich. 

Sollte die Verpflichtung zur Ausstrahlung der Spots aus 
dem Landesmediengesetz gestrichen werden, wäre z. B. 
die ausdrückliche Aufnahme eines Verbots von Wahl­
werbesendungen ins Gesetz denkbar. Praktisch würde 
dies jedoch eine Beschränkung der Programmfreiheit 
des Rundfunks gemäß Artikel 5 des Grundgesetzes be­
deuten. Man müßte der Argumentation begegnen, daß 
- nach der Meinung anderer - erwünschte und notwen­
dige Beiträge zur allgemeinen Meinungsbildung unter­
sagt wären. 

Eine Verlagerung der Entscheidung über die Ausstrah­
lung von Wahlwerbesendungen in die Kompetenz des 
- die Interessen der Allgemeinheit vertretenden - Rund­
funkrate s läßt eine Gesetzgebung, die im Sinne einer 
"Gewaltenteilung" eine Intendantenverfassung des öf­
fentlich-recht lichen Rundfunks kennt, wiederum nicht 
zu. Der Intendant bleibt verantwortlich . Da der Rund­
funkrat "über alle Fragen von grundsätzlicher Bedeu­
tung" entscheidet und beschließt, dürfte seine Entschei­
dung auch hier - bei deren offensichtlich grundsätzli­
chem Charakter - dem konkreten Handeln und der Ent­
scheidung des Intendanten zugrunde zulegen sein. (Die 
Vorstellung, daß der Rundfunkrat also von Fall zu Fall 
über die einzelnen Wahlwerbespots entscheidet, wider­
spricht den so geregelten Zuständigkeiten der Organe 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks.) 

3. Medienwissenschaftliche Gesichtspunkte 

Es gibt keine abschließenden Argumente aus der 
Medienwirkungsforschung dafiir, daß auf eine Aussen­
dung von Wahlwerbespots verzichtet werden sollte: 
Untersuchungen über die Erzeugung der Aufmerksam­
keit beim Bürger ergaben, daß große Plakate eher die 
Aufmerksamkeit auf bevorstehende Wahlen wecken 
können, als dies mit Wahlwerbespots der Fall ist. Ein 
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jüngstes Beispiel fiir die Wirkung von Plakati erunge n 
lieferte die Landtagswahl von Sachsen-Anhalt von 1998, 
die der rechtsgerichteten DVU mit intensivem Plakatein­
satz einen Stimmenanteil von 13 96 brachte. 
Da Wahlwerbespots im Fernsehen eher zufci llig gesehen 
werden, erhöhen diese mehr die Bekanntheit der klei­
nen Parteien als die der großen Parteien. Der Wegfall der 
Wahlwerbespots würde damit den kleineren Pa rte ien 
auch mehr schaden als den großen und bekannten Par­
teien .15 

Gelegentlich findet man den Hinweis auf die angeb li che 
wahlentscheidende Wirkung von Mediendarstellungen, 
speziell des Fernsehens. Gern wird dabei auf die Präsi­
dentschaftswahl 1960 in den USA zwischen Kennedy 
und Nixon verwiesen, wo letzterer knapp unte rlegen 
gewesen sein soll, zumal man danach das Umfrage­
ergebnis erzielte, daß Nixon in der direkten Fernseh­
debatte weniger Sympathien erhielt, da er wohl 
"schlecht rasiert" war. - Angesichts des äußerst knap­
pen Wahlergebnisses dieser Präsidentschaftswahl kann 
jedoch m. E. jedes denkbar andere Argument aus einer 
solchen Umfrage ebenso als "das wahlentscheidende" 
Argument herangezogen werden . Es erscheint insge­
samt fraglich, dem Fernsehen eine wahlentscheidende 
Wirkungsmächtigkeit zuzuordnen. 

4. Politikwissenschaftliche Würdigung 

Die Ausstrahlung von Wahlwerbespots durch die poli­
tischen Parteien ist nicht verfassungsunmittelbar, son­
dern durch das Landesmediengesetz geregelt . Sie ist 
und bleibt wesentlicher Bestandteil in der Phase des 
Wahlkampfes, um Aufmerksamkeit fiir die bevorstehen­
de Wahl zu erzielen. Häufig wi rd die Bundesrepublik als 
Parteienstaat bezeichnet. Diese Parteien kämpfen um 
die Mehrheit, insbesondere bei Wahlen. 16 Die Teilnah­
me der Parteien an Wahlen als "Kernstück ihrer Tätig­
keit" - so das Bundesverfassungsgericht - steht jedoch 
nicht im Widerspruch zu den Regelungen des Artikels 
21 GG und des Parteiengesetzes, die insgesamt eine 
"Mitwirkung an der politischen Willensbildung des Vol­
kes" beinhalten: Diese Mitwirkung ist in der Regel nicht 
umsetzbar allein innerhalb von 8 Wochen Wahlkampf, 
sondern eher von 4 oder 5 Jahren politischer, vor allem 
parlamentarischer Arbeit. Erneut kann auf das o. g. Bei­
spiel von Sachsen-Anhalt verwiesen werden, wo etwa 
ein Jahr nach der Landtagswahl von 1998 die DVU-Frak­
tion zu zerfallen beginnt und nennenswerte parlamen­
tarische Aktivitäten dieser Fraktion nicht zu verzeich­
nen sind ... 
Eine Argumentation, daß die Aussendung von Wahl­
werbespots das Kernstück der Tätigkeit von politischen 
Parteien betrifft und deshalb zum Tabu erklärt wird, 
vermag somit nicht zu überzeugen . 
Die Weigerung, Wahlwerbespots auszusenden, würde 
damit den Verzicht auf authentische Selbstdarstellung 
der politischen Parteien im Wettbewerb bedeuten . Eine 
Verlagerung der Entscheidungen über die tatsächliche 
Ausstrahlung vom Intendanten in den Rundfunkrat der 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalt ist durch die 
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Zuständigke ite n der Orga ne der Ansta lt ni cht gedeckt, 
sie kann kaum im umfasse nden Eigeninte resse der Pa r­
te ie n li egen: 
Stri ttige Wahlwerbespots e rfo rdern gerade di e Ause in­
andersetzung und betreffen damit die originäre Aufga­
be der poli t ische n Parteie n, an ebe n dieser poli t ischen 
Willensbildung des Vo lkes mit zuwirken. 

5. Fazit 

So ve rl ocke nd di e Auss icht auf e in Ve rbo t vo n Wahl ­
we rbesendungen durch di e poli t ische n Parte ie n e r­
scheint, so wenig vermag eine solche Verbotslösung der 
differenzierten Problemlage zu entsprechen, denn recht­
li ch wäre di e Meinungsfreiheit durch - selbst umstrit­
tene - verbotene, abe r authenti sche Beiträge von Par­
te ie n beschränkt, vo n de r Medi enwirkungsfo rschung 
her stünden kle ine Parteien hinsichtlich ihrer Chancen­
gle ichhe it im Nachte il und politi sch würde den Parte i­
en eine wichtige Aufgabe , di e Auseinandersetzung um 
die po li t ische Will e nsbildung des Vo lkes ge rade in 
Wahlkampfze iten, .. abgenommen we rd en". Warum ei­
gent lich? 
Ideal wä re es sicher, wenn es wede r vor Beginn der Ta­
gesschau umstri t tene Wa hlwe rbespots noch zu Beginn 
der Tagesschau Meldungen über etwaige Ausschreitun­
gen gäbe . Poli t isch rea l ist , im Zweife l das kl e inere Übel 
zu wählen. Dies ist dann sicher de r Wahlwerbespot vo r 
20 Uhr, ve rbunden mit der erfo rde rlichen gesell schafts­
poli t ischen Debatte auch um die Inhalte dieser Spots, 
di e von den Parteien gefiihrt werden mu ß. 
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